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(Nr. 13941.) Geſetz zur Ergänzung des Felde und Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 1880 in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 21. Januar 1926 (Geſetzſamml. S. 83). Vom 29. Juni 1933. 
Das Staatsminiſterium A das folgende Geſetz beſchloſſen: 
Sa. 

8 30 Abſ. 1 des Geſetzes erhält folgenden Zuſatz Kir pr 
Durch die Anordnungen der Miniſter können auch beſtehende landesgeſetzliche Vorſchrifte 
insbeſondere der Jagdordnung, abgeändert und ergänzt werden. 

§ 2. 

§ 55 des Geſetzes erhält vor dent Schlußpunkte den Zuſatz: 
oder wenn die Rechtsgültigkeit einer Polizeiverordnung oder einer een auf Grund 
des Geſetzes erlaſſenen Rechtsnorm in Frage ſteht. 

SED: 

Die Vorſchrift im § 1 tritt mit Wirkung vom 1. März, die Vorſchrift im 8 2 tritt mit Wirkung 

vom 1. Juli 1933 in Kraft. 

Berlin, den 29. Juni 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und den Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: 


Göring. Popitz. 
Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 
Berlin, den 29. Juni 1933. 
Für den Reichskanzler: 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. d 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 3. Auguſt 1933.) 49 
Geſetzſaammlung 1933. (Nr. 1394113 952.) 


252 Preuß. Geſetzſammlung 1933. Nr. 49, ausgegeben am 20. 7. 33. 


(Nr. 13942.) Geſetz über die Zuläſſigkeit des Verwaltungszwangsverfahrens und über ſonſtige 
finanzielle Zwangsbefugniſſe. Vom 12. Juli 1933. | 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


I. Verwaltungszwangsverfahren zur Beitreibung von Geldbeträgen. 


1 

(1) Der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren unterliegen: 

1. die öffentlichen Abgaben, insbeſondere Steuern, Gebühren, Beiträge, Umlagen der Ge⸗ 
meindeverbände, einſchl. der auf Geſetz oder Satzung beruhenden Zinſen und Zuſchläge; 

2. die von Staats⸗ oder Gemeindebehörden im Rahmen ihrer Zuſtändigkeit feſtgeſetzten Geld⸗ 
ſtrafen, Koſten und Entſchädigungen, ſofern nicht eine andere Art der Vollſtreckung vor⸗ 
geſchrieben iſt; 

3. die folgenden Forderungen, ſofern ſie geſetzlich feſtſtehen oder in Verträgen nach Grund 
und Höhe vereinbart find oder auf Erſtattung verauslagter Beträge gerichtet ſind: 

a) Forderungen des Staates aus der laufenden Bewirtſchaftung oder ſonſtigen Nutzung 
domänen⸗ und forſtfiskaliſcher Grundſtücke, Gebäude, Anlagen, Einrichtungen, Rechte 
und Gerechtſame ſowie Forderungen auf fortlaufende Zahlungen (Renten oder Zins⸗ 
und Tilgungsbeträge) aus der Veräußerung derartiger Vermögensſtücke oder aus 
der Belaſtung der Grundſtücke mit einem Erbbaurechte, 

bp) Forderungen einer rechtsfähigen oder nicht rechtsfähigen Anſtalt oder Stiftung aus 
der laufenden Bewirtſchaftung oder ſonſtigen Nutzung land⸗ und forſtwirtſchaftlich 
genutzter Grundſtücke, Gebäude, Anlagen, Einrichtungen, Rechte und Gorechtſame, 
die unter unmittelbarer Verwaltung des Oberpräſidenten, des Regierungspräſidenten, 
der Kloſterkammer zu Hannover oder des Kurators der Univerſität Greifswald ſtehen, 
ſowie Forderungen auf fortlaufende Zahlungen (Renten oder Zins⸗ und Tilgungs⸗ 
beträge) aus der Veräußerung derartiger Vermögensſtücke oder aus der Belaſtung 
der Grundſtücke mit einem Erbbaurechte, f 

e) die der Preußiſchen Landesrentenbank zuſtehenden Renten, die Domänenamorti⸗ 
ſationsrenten ſowie ſonſtige von einer ſtaatlichen Behörde verwaltete Anſprüche auf 
wiederkehrende Leiſtungen, die auf einer altrechtlichen Reallaſt, einem Erbpacht⸗, 
Erbzins⸗, Grundmiet⸗, Erbleihverhältnis oder auf einem ähnlichen Verhältniſſe 
beruhen, auch wenn das zugrunde liegende Rechtsverhältnis nicht mehr beſteht; 

4. die folgenden Forderungen, ſoweit ſie nicht unter Nr. 1 bis 3 fallen: 

a) Forderungen des Staates aus der Vermietung und Verpachtung von Grundſtücken 
und Räumen und aus der Nutzung von Rechten und Gerechtſamen ſowie die dem 
Staate zuſtehenden Entgelte für die Benutzung von Gewäſſern, ſofern die Forde⸗ 
rungen bei Beginn der Zwangsvollſtreckung nicht beſtritten ſind, 

p) Zinſen für geſtundete Gerichtskoſten, 

e) die Ded- und Fohlengelder der ftaatlichen Geſtütverwaltung, 

d) fortlaufende Zins⸗ und Tilgungsbeträge ſowie ſonſtige Jahresleiſtungen für Dar⸗ 
lehen, die vom Reiche, vom Staate, von einer Gemeinde oder von einem Gemeinde⸗ 
verbande zur Förderung der Bautätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungs⸗ und 
Siedlungsweſens gegeben worden ſind, ſofern die Einziehung einer Staatsbehörde, 
einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband obliegt, 

e) die Kehrlöhne der Bezirksſchornſteinfeger; 

5. ſonſtige Geldbeträge, für deren Beitreibung das Verwaltungszwangsverfahren geſetzlich 
zugelaſſen iſt. 
(e) In den Fällen des Abſ. 1 Nr. 3, 4 wird die Zuläſſigkeit des Rechtswegs durch die Zuläſſig⸗ 
keit des Verwaltungszwangsverfahrens nicht berührt. 
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(6) Hinſichtlich der Beitreibbarkeit von Kirchenſteuern auf Grund älterer Steuerordnungen 
verbleibt es bei den bisherigen Beſtimmungen. N 


852. i 
Die Vorſchriften über das Verwaltungszwangsverfahren zur Beitreibung von Geldbeträgen, 
insbeſondere auch über die dabei eintretenden Rechtswirkungen, erläßt das Staatsminiſterium. 


II. Zwangsbefugniſſe bei verpachteten Domänen und Forſten. 


§ 3. N 

() Der Regierungspräſident kann für die verpachteten Grundſtücke der Domänen⸗ und 
Forſtverwaltung die Sequeſtration anordnen, wenn der Pächter ſchlecht wirtſchaftet oder mit dem 
Pachtzins im Rückſtand bleibt. Die Sequeſtration wird in einer mit Gründen verſehenen ſchrift⸗ 
lichen Verfügung angeordnet, die dem Pächter zuzuſtellen iſt. Über die Sequeſtration kann das 
Staatsminiſterium Vorſchriften erlaſſen. Im übrigen wird das Nähere wegen der Ausführung der 
Sequeſtration in der die Sequeſtration anordnenden Verfügung geregelt. 

(2) Der Regierungspräſident kann für die verpachteten Grundſtücke der Domänen⸗ und Forſt⸗ 
verwaltung nach beendeter Pacht die Räumung durch den Pächter anordnen. Die Anordnung erfolgt 
in einer mit Gründen verſehenen ſchriftlichen Verfügung, die dem Pächter zuzuſtellen iſt. Auf 
Grund dieſer Verfügung findet die gerichtliche Zwangsvollſtreckung ſtatt. Die Zuläſſigkeit des 
Rechtswegs wird durch die Zuläſſigkeit der Anordnung nach Satz 1 nicht berührt. 

(2) Gegen die Verfügung des Regierungspräſidenten (Abf. 1, 2) iſt die Beſchwerde an den 
zuſtändigen Miniſter gegeben. 

(4) Die Beſtimmungen in Abſ. 1 bis 3 finden entſprechende Anwendung auf land- und forft- 
wirtſchaftlich genutzte Grundſtücke, die einer rechtsfähigen oder nicht rechtsfähigen Anſtalt oder 
Stiftung gehören und unter unmittelbarer Verwaltung des Oberpräſidenten, des Regierungs⸗ 
präſidenten, der Kloſterkammer zu Hannover oder des Kurators der Univerſität Greifswald ſtehen. 


III. Anderungen der Verordnung, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren. 
SA | 
Die Verordnung, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geld⸗ 
beträgen, vom 15. November 1899 (Geſetzſamml. S. 545) gilt hinfort als auf Grund des § 2 dieſes 
Geſetzes erlaſſen. Sie wird wie folgt geändert: 
1. § g erhält folgende Faſſung: 
() Zuſtellungen erfolgen nur, ſoweit ſie beſonders vorgeſchrieben ſind. 
(2) Auf die Zuſtellungen finden die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über 
Zuſtellungen, die von Amts wegen erfolgen, mit folgenden Maßgaben entſprechende 
Anwendung. 
2. Im § 10 wird Abſ. 1 geſtrichen. 
3. Dem 8 17 wird folgender Abſ. 3 angefügt: 
Die Pfändung hat die gleiche Wirkung wie eine nach der Zivilprozeßordnung 
erfolgte Pfändung. 5 
4. Im 8 36 Abſ. 3 wird folgender Satz als Satz 1 neu eingefügt: 
Die Verfügungen ſind dem Schuldner und dem Drittſchuldner zuzuſtellen. 
5. Im 8 49 wird der letzte Abſatz geſtrichen. 
6. Hinter § 51 wird folgende Vorſchrift als § 51 a eingefügt: 
§ 51 a. 


Soweit der zu vollſtreckende Anſpruch gemäß § 10 Abſ. 1 Nr. 3 des Reichs⸗ 
geſetzes über die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung den Rechten am 
Grundſtück im Range vorgeht, kann zum Zwecke der Zwangsvollſtreckung eine Siche⸗ 
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rungshypothek unter der aufſchiebenden Bedingung in das Grundbuch eingetrage 
werden, daß das Vorrecht vor Erlöſchen des Anſpruchs wegfällt. ` , 


85. 

Aufgehoben werden, ſoweit ſie nicht bereits außer Kraft getreten find: 

1. 8 42 der Verordnung wegen verbeſſerter Einrichtung der Provinzial⸗, Polizei⸗ und 
Finanzbehörden vom 26. Dezember 1808 (Geſetzſamml. 1817 S. 282) und Ab⸗ 
ſchnitt D XII a der Kabinettsorder vom 31. Dezember 1825 (Geſetzſamml. 1826 S. 5); 

2. die Exekutionsverordnung für die Rheinprovinz vom 24. November 1843 (Geſetz⸗ 

ſamml. S. 351); 

3. die Exekutionsverordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen mit Ausſchluß von Neuvor⸗ 
pommern und Rügen vom 30. Juli 1853 (Geſetzſamml. S. 909); 

4. die Exekutionsverordnung für Neuvorpommern und Rügen vom 1. Februar 1858 
(Geſetzſamml. S. 85); i 

5. die Exekutionsverordnung für Weſtfalen vom 30. Juni 1845 (Geſetzſamml. S. 444); 

6. die Exekutionsverordnung für die durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 

1866 mit Preußen vereinigten Landesteile vom 22. September 1867 (Geſetzſamml. 
S. 1553)) i 

7.8 5 des Ausführungsgeſetzes zur Zivilprozeßordnung vom 6. Oktober 1899 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 388). 


IV. Inkrafttreten. 


8 6. 
Dieſes Geſetz tritt an dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 12. Juli 1933. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. KR Popitz. 

Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. , CN GE 
Berlin, den 12. Juli 1933. 

| Für den Reichskanzler: l 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 13943.) Geſetz über den Provinzialrat. Vom 17. Juli 1933. 

Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 

Artikel J. 

An die Stelle der SS 10 bis 15 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195) treten, unbeſchadet der Vorſchrift des Artikels IV, folgende 
Vorſchriften: 

; Sich. 

Der Provinzialrat berät den Oberpräſidenten und die Regierungspräſidenten der Provinz 

bei der Führung ihrer Geſchäfte. Der Oberpräſident iſt Präſident des Provinzialrats. 
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8 2. 
Dien Provinzialrat bilden Deren end A eu- u 8 
ie Sa kraft ihres Amtes neben dem Oberpräſidenten die in der Provinz wohnhaften Staats- „ 
kate der- 2. und- 3. Gruppe (8 5 des Geſetzes über den Staatsrat vom 8. Juli 1933 / % 9 
— Geſetzſamml. S. 241 —), die Regierungspräſidenten der Provinz und der Landes⸗ CS 
Hauptmann; % bir mmi Inzlai ol 
2. kraft Ernennung durch den Minifterpräfidenten Perſonen, deren Zahl ſich aus der 5. A 
Anlage ergibt. f 78 ich! 12115 i Si 


8,8, 
„Die Mitglieder des Provinzialrats führen die Amtsbezeichnung: Preußiſcher Provinzialrat. 
ö , 8 4. f 
Zum Provinzialrat kann nur ernannt werden, wer mindeſtens 25 Jahre alt iſt und die 
Rechte eines deutſchen Staatsbürgers beſitzt. Er muß in der Provinz ſeinen Wohnſitz haben. Nicht 
zum Provinzialrat können ernannt werden Reichsminiſter, Reichsſtatthalter, Mitglieder einer 
außerpreußiſchen Landesregierung ſowie Beamte des Reichs oder eines außerpreußiſchen Landes. 


hie 311. Wé Der Minifterpräfident ernennt die Provinzialräte aus folgenden Gruppen: dä 
d ON 1. Gruppe: Kreisleiter der NS DAP. ſowie höhere Führer der SA. und der SS. 9 


IM m 
Em 


2. Gruppe: Um Staat und Volk verdiente Männer der Provinz. 


Er D 
) Die Mitglieder ſollen in dem aus der Anlage erſichtlichen Verhältnis aus den beiden Zen, J 2 
Gruppen ernannt werden. i 0 1 E 


8 6. "ist 5 

(1) Der Oberpräſident, die Regierungspräſidenten, die Staatsräte und der Landeshaupt⸗ 4 "nd: 
mann gehören dem Provinzialrate für die Dauer ihres Amtes an, die Provinzialräte der 1. Gruppe 
des § 5 für die Dauer der dort bezeichneten Amter in der nationalſozialiſtiſchen Bewegung, die A 75 sy, 
Provinzialräte der 2. Gruppe des § 5 auf Lebenszeit. a R CH 

(2) Die Zugehörigkeit der Provinzialräte der 2. Gruppe des § 5 zum Provinzialrat erliſcht, 
wenn der Miniſterpräſident feſtſtellt, daß die Vorausſetzungen nicht mehr vorliegen, auf Grund 
deren die Ernennung erfolgt iſt. 

3) Die Mitgliedſchaft erliſcht ferner, wenn der Miniſterpräſident einem Provinzialrate das 
Anerkenntnis unverletzter Ehrenhaftigkeit oder eines der Würde des Provinzialrats entſprechenden 
Lebenswandels oder Verhaltens verſagt. 

Sera 

() Der Oberpräfident wird im Falle ſeiner Verhinderung durch den dienſtälteſten 
Regierungspräſidenten vertreten; bei gleichem Dienſtalter entſcheidet das Lebensalter. 

(2) Der Oberpräſident ernennt aus der Zahl der Provinzialräte einen Schriftführer. Er 
gibt dem Provinzialrat eine Geſchäftsordnung. 

() Die Verwaltungsgeſchäfte des Provinzialrats führt die Geſchäftsſtelle des Oberpräſidenten. 


8 8. 
() Der Provinzialrat verſammelt ſich, wenn er vom Oberpräſidenten einberufen wird. Der 
Oberpräſident ſetzt die Tagesordnung für die Sitzungen feſt. 2.0 
(2) Der Oberpräſident oder der ihn im Vorſitz vertretende Regierungspräſident eröffnet die iu 2% 
Sitzungen des Provinzialrats; er kann ſie jederzeit ohne Rückſicht auf den Stand der Beratungen 77 377 7 | 
ſchließen. | 
9. 
Die Provinzialräte ſind verpflichtet, an allen Sitzungen teilzunehmen, ſoweit ſie nicht vom 
Oberpräſidenten beurlaubt ſind. 
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8 10. E 

(1) Die Provinzialräte äußern ſich zu den Vorlagen, die dem Provinzialrate zugehen. Hält 
ein Provinzialrat die Beratung einer ſonſtigen Angelegenheit für erwünſcht, ſo teilt er dies dem 
Oberpräſidenten unter Darlegung der Gründe mit; der Oberpräſident entſcheidet endgültig, ob 
der Anregung zu entſprechen iſt. 

(2) Der Provinzialrat ſtimmt nicht ab. 

= 8511. 
Die Sitzungen des Provinzialrats ſind nicht öffentlich. 


S 12. 

Der Miniſterpräſident und die Staatsminiſter können jederzeit die Einberufung des 
Provinzialrats verlangen; ſie können im Provinzialrat jederzeit erſcheinen und das Wort nehmen. 
8 13. 

Beamte, Angeſtellte und Arbeiter des Staates, der preußiſchen Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände und der ſonſtigen preußiſchen Körperſchaften des öffentlichen Rechtes bedürfen zur Aus⸗ 
übung des Amtes als Provinzialräte keines Urlaubs; Gehälter und Löhne ſind weiterzuzahlen. 

8 14. 

Das Amt der Provinzjialräte iſt ein Ehrenamt. Die nach § 5 ernannten Provinzialräte 
erhalten Erſatz ihrer Fahrtkoſten und Aufwandsentſchädigung nach Maßgabe von Vorſchriften, 
die das Staatsminiſterium erläßt. Ein Verzicht auf die Aufwandsentſchädigung iſt nicht ſtatthaft. 

Geht 

Der Regierungspräſident in Sigmaringen gehört dem Provinzialrate für die Rheinprovinz 
an. Auch eins der ernannten Mitglieder dieſes Provinzialrats ſoll in den Hohenzolleriſchen 
Landen ſeinen Wohnſitz haben. 


a 8 16. 
(e Für die Stadt Berlin erfolgt eine beſondere Regelung. 
195 Artikel U. 
Der Artikel 86 der Verfaſſung wird aufgehoben. 
Artikel III. 


(1) Die nach SS 10 bis 15 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 (Geſetzſamml. S. 195) gebildeten Provinzialräte werden aufgelöſt. 

(2) Entſcheidungen, die der Provinzialrat zu treffen hatte, trifft der Oberpräſident. 

(3) Die in den Geſetzen oder Verordnungen vorgeſehene Zuſtimmung des Provinzialrats 
zu Maßnahmen einer Verwaltungsbehörde entfällt. 

Artikel IV. 

Unberührt bleiben die Vorſchriften üben die Bildung der Landeskulturabteilung des 
Provinzialrats (8 10 a der Verordnung vom 3. September 1932 — Geſetzſamml. S. 283 — in 
der Faſſung der Verordnung vom 17. März 1933 — Geſetzſamml. S. 43 — in Verbindung mit 
88 10 bis 15 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 — Geſetz⸗ 
ſamml. S. 195 —) fowie die Vorſchriften über ihre Zuſtändigkeit. 

Artikel V. 
() Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, das Geſetz auszuführen. 
(2) Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 15. Juli 1933. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring, 
zugleich als Miniſter des Innern. 
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Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 540 255 em 11 
Berlin, den 17. Juli 1933. 
, Für den Reichskanzler: 

S Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. SH 
nlage. 


Zahl der nach $ 5 zu 
Provinz ernennenden Mitglieder Davon entfallen auf 
des Provinzialrats Gruppe 1 Gruppe 2 


Ostpreußen 15 10 5 
Brandenburg 8 15 10 5 
PUimm rn; 11 8 4 
Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen 5 3 2 
Niederſchleſennn 15 10 5 
Oberſchleſien!n;; 11 7 4 
Sachſenn 15 10 5 
Schleswig⸗Holſtein 11 Mi 4 
Hannove s Get 10 5 
Weſtfaen 21 14 7 
Rhens; 25 16 9 
Heſſen⸗Naſſa n 15 10 5 


(Nr. 13944.) Geſetz über die Übertragung von Zuſtändigkeiten der Provinzial⸗(Kommunal⸗landtage, 
der Verbandsverſammlung des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk und der Kreistage 
auf die Provinzial⸗(Landes⸗)ausſchüſſe, den Verbandsausſchuß und die Kreisausſchüſſe. 
Vom 17. Juli 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. 


8 1. 

() Die Zuſtändigkeiten der Provinzial-(Kommunal-)landtage gehen auf die Provinzial⸗ 
(Landes⸗)ausſchüſſe, die der Verbandsverſammlung des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk auf 
den Verbandsausſchuß und die der Kreistage auf die Kreisausſchüſſe über. Der Miniſter des 
Innern kann, ſoweit erforderlich, im Einvernehmen mit dem zuſtändigen Fachminiſter, einzelne 
dieſer Zuſtändigkeiten auf beſondere Ausſchüſſe übertragen, über deren Bildung und Zuſammen⸗ 
ſetzung er die näheren Vorſchriften im Verordnungsweg trifft. 

(2) Die dem Kreistage gemäß 8 74 der Kreisordnung für die Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen, 
Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen vom 13. Dezember 1872/19. März 1881 (Geſetz⸗ 
ſamml. 1881 S. 179) und den entſprechenden Vorſchriften der übrigen Kreisordnungen zuſtehende 
Befugnis, für die Beſetzung des erledigten Landratsamts geeignete Perſonen in Vorſchlag zu 
bringen, geht auf den Kreisausſchuß über. 


8 2. 
() Die Vorſchriften des § 118 Abſ. 3 Satz 2 und 3 der Kreisordnung für die Provinzen Oſt⸗ 
und Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen vom 13. Dezember 1872] 
19. März 1881 (Geſetzſamml. 1881 S. 179) und die entſprechenden Vorſchriften der übrigen Kreis⸗ 
ordnungen werden aufgehoben. 
) Im 8 25 der Provinzialordnung für die Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen, Brandenburg, 
Pommern, Schleſien und Sachſen vom 29. Juni 1875/22. März 1881 (Geſetzſamml. 1881 S. 233) 
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und den entſprechenden Vorſchriften der übrigen Provinzialordnungen werden die Worte „alle 
zwei Jahre wenigſtens ein Mal“ und die Worte „außerdem aber“ geſtrichen. 

() Im 8 9 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend Verbandsordnung für den Siedlungsverband 
Ruhrkohlenbezirk, vom 5. Mai 1920 (Geſetzſamml. S. 286) werden die Worte „oder ſofern der 
Verbandsausſchuß oder 40 Abgeordnete der Verbandsverſammlung es beantragen“ geſtrichen. 

BEER 
„Soweit Beſchlüſſe der Provinzial⸗(Kommunal⸗andtage, der Verbandsverſammlung und der 
Kreistage nach den bisherigen Vorſchriften einer Genehmigung bedürfen, gilt dies auch für die 
von den Provinzial⸗(Landes⸗)ausſchüſſen, dem Verbandsausſchuß und den Kreisausſchüſſen gemäß 
8 1 Abſ. 1 gefaßten Beſchlüſſe gleicher Art. 
Artikel I. a 

(1) Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 

(2) Der Miniſter des Innern erläßt, ſoweit erforderlich, im Einvernehmen mit dem Fach⸗ 
miniſter die zur Durchführung und Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechtsverordnungen 
und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften. 


Berlin, den 15. Juli 1933. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring, 

zugleich als Miniſter des Innern. n 

Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 

Berlin, den 17. Juli 1933. 

Für den Reichskanzler: 

Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 13945.) Geſetz über die Landesregierung. Vom 17. Juli 1933. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
8 1. 


() Wo Geſetze und Verordnungen Aufgaben der Landesregierung regeln, übt der einzelne 
Staatsminiſter die ſich daraus ergebenden Befugniſſe im Rahmen ſeiner geſetzlichen Zuständigkeit 
aus, wenn ſich nicht das Staatsminiſterium die Entſcheidung vorbehält. 

(2) Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt unbeſchadet der Verpflichtung des zuſtändigen Staats⸗ 
miniſters, andere Staatsminiſter zu beteiligen, deren Tätigkeitsgebiet durch die Ausübung der 
Befugniſſe berührt wird. 

8 2. 

Der Miniſterpräſident regelt die ſachliche Zuſtändigkeit der einzelnen Staatsminiſter im 

Rahmen der Geſetze nach Anhörung des Staatsminiſteriums. 


83. 
Der Minifterpräfident beſtimmt den Staatsminiſter, der ihn im Falle ſeiner Behinderung 
vertritt. 
8 4. 
Der Miniſterpräſident kann eine Geſchäftsordnung für die Führung der Geſchäfte des Staats⸗ 
miniſteriums erlaſſen. 
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Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft 
Sein den. 7. Juli 1933. , 
(Siegel) Das Preußische EE 
BEE Göring, 5 
(ug als Minifter des Junern. 


Das tee vom Feste „ beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 17. Juli 1933. 
a Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 13946.) Weiteres Geſetz über eine Ergänzung des gue betreffend Einführung einer Alters⸗ 
grenze. Vom 17. Juli 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Paragraph. 

Der Miniſter des Innern wird ermächtigt zuzulaſſen, daß bei der Anſtellung des jetzigen 
kommiſſariſchen Bürgermeiſters des Stadtteils Uerdingen in der Stelle des Erſten Beigeordneten 
der Stadt Krefeld⸗Uerdingen und des Bürgermeiſters des Stadtteils Uerdingen die Vorſchriften 
des Geſetzes, betreffend Einführung einer Altersgrenze, vom 15. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 
S. 621) in der Faſſung des Geſetzes vom 8. 5 1924 (Geſetzſamml. S. 73) ausnahmsweiſe 
keine Anwendung finden. 


Berlin, den 15. Juli 1933. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring, 
zugleich als Miniſter des Innern. 
Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 
Berlin, den 17. Juli 1933. 
Für den Reichskanzler: 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 13947.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes zur Erzielung weiterer Erſparniſſe in der gemeindlichen 
Verwaltung. Vom 17. Juli 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


8 
Das Geſetz zur Erzielung weiterer Erſparniſſe in der gemeindlichen Verwaltung vom 6. April 
1933 (Geſetzſamml. S. 93) wird wie folgt geändert: 
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1. 8 2 erhält folgende Faſſung: | 
s () In Stadtgemeinden mit nicht mehr als 10 000 Einwohnern wird die Stelle 
des Bürgermeiſters oder eines Beigeordneten (Stadtrats, Ratsherrn) hauptamtlich 
beſoldet verwaltet. Im übrigen werden die Stellen der Mitglieder des Gemeinde⸗ 
vorſtandes und der Beigeordneten ehrenamtlich verwaltet. 
(2) Sofern der Umfang oder die Eigenart der Gemeindeverwaltungsgeſchäfte 
es zulaſſen, kann durch Ortsſatzung beſtimmt werden, daß auch die im Abi. 1 Satz 1 
genannten Stellen ehrenamtlich verwaltet werden. Die Ortsſatzung bedarf der Ge⸗ 
nehmigung der Aufſichtsbehörde. Liegen die Vorausſetzungen von Satz 1 vor und 
kommt die Ortsſatzung nicht zuſtande, ſo kann die Aufſichtsbehörde die Ortsſatzung 
erlaſſen. 

(3) Die Wahlzeit der ehrenamtlichen Bürgermeiſter, Mitglieder des Gemeinde⸗ 
vorſtandes und Beigeordneten endet gleichzeitig mit der Wahlzeit der Gemeindever⸗ 
tretung. Die Neuwahl hat alsbald nach der Neuwahl der Gemeindevertretung ſtatt⸗ 
zufinden; die Ausſcheidenden bleiben bis zur Einführung der Neugewählten im Amte. 

(4) Soweit in Städten mit nicht mehr als 10 000 Einwohnern bei Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes Bürgermeiſter, Mitglieder des Gemeindevorſtandes und Bei⸗ 
geordnete beſoldet angeſtellt ſind, verbleibt es bis zur Beendigung ihrer Amtszeit 
bei dem beſtehenden Rechtszuſtande. 

2. § 4 Abſ. 3 wird geſtrichen. 
3. Im 8 4 Abſ. 1 Satz 2 treten an Stelle der Worte „§ 2 Abſ. 1 Satz 2, 3“ die Worte 
„8 2 Abſ. 34. 
8 2. 
Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 7. Juli 1933. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring, 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 17. Juli 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 13948.) Geſetz über die Wiederherſtellung aufgelöſter Landkreiſe. Vom 17. Juli 1933. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
Kapitel J. 
Grenzänderungen. 
Provinz Niederſchleſien. 
§ 1. 


() Der Landkreis Brieg wird in die Landkreiſe „Brieg“ mit dem Kreisſitz in Brieg und 
„Ohlau“ mit dem Kreisſitz in Ohlau aufgeteilt. 
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(2) Die Grenze zwiſchen den beiden neuen Landkreiſen bildet die Grenze, die bis zum 
1. Oktober 1932 zwiſchen dem ehemaligen Landkreiſe Brieg einerſeits und dem ehemaligen Land⸗ 
kreis Ohlau andererſeits beſtand. 
- SEI 


60 Der Landkreis Grünberg wird in die Landkreise teg mit 825 Kreisſitz in Grün⸗ 
berg in Schleſien und „Freyſtadt“ mit dem Kreisſitz in Freyſtadt i. Niederſchleſ. aufgeteilt. 
ö (2) Die Grenze zwiſchen den beiden neuen Landkreiſen bildet die Grenze, die bis zum 
1. Oktober 1932 zwiſchen dem ehemaligen Landkreiſe Grünberg einerſeits und den ehemaligen 
Landkreiſen Freyſtadt und Sagan andererſeits beſtand. 


§ 3. 
Die Stadtgemeinde und der Stadtkreis Grünberg in Schleſien wird in den Landkreis Grün⸗ 
berg eingegliedert. 
§ 4. 


Die Gemeinden des Landkreiſes Liegnitz, die bis zum 1. Oktober 1932 zum ehemaligen 
Landkreis Jauer gehörten, werden aus dem Landkreiſe Liegnitz und die Gemeinden des Land⸗ 
kreiſes Landeshut, die bis zum 1. Oktober 1932 zu den ehemaligen Landkreiſen Bolkenhain und 
Schönau gehörten, aus dem Landkreiſe Landeshut ausgegliedert und zu einem neuen Landkreis 
„Jauer“ mit dem Kreisſitz in Jauer zuſammengeſchloſſen. 

Provinz Schleswig⸗Holſtein. 
§ 5. 

() Der Landkreis Dithmarſchen wird in die Landkreiſe „Norderdithmarſchen“ mit dem 
Kreisſitz in Heide und „Süderdithmarſchen“ mit dem Kreisſitz in Meldorf aufgeteilt. 

(2) Die Grenze zwiſchen den beiden neuen Landkreiſen bildet die Grenze, die bis zum 
1. Oktober 1932 zwiſchen dem ehemaligen Landkreiſe Norderdithmarſchen einerſeits und dem 
ehemaligen Landkreiſe Süderdithmarſchen andererſeits beſtand. 


§ 6. 
(1) Der Landkreis Huſum⸗Eiderſtedt wird in die Landkreiſe „Huſum“ mit dem Kreisſitz 
in Huſum und „Eiderſtedt“ mit dem Kreisſitz in Tönning aufgeteilt. 
(2) Die Grenze zwiſchen den beiden neuen Landkreiſen bildet die Grenze, die bis zum 
1. Oktober 1932 zwiſchen dem ehemaligen Landkreiſe Huſum einerſeits und dem ehemaligen Land⸗ 
kreis Eiderſtedt andererſeits beſtand. 


Provinz Hannover. 


§ 7. 
(1) Der Landkreis Göttingen wird in die Landkreiſe „Göttingen“ mit dem Kreisſitz in 
Göttingen und „Münden“ mit dem Kreisſitz in Münden (Hann. Münden) aufgeteilt. 
(2) Die Grenze zwiſchen den beiden neuen Landkreiſen bildet die Grenze, die bis zum 
1. Oktober 1932 zwiſchen dem ehemaligen Landkreiſe Göttingen einerſeits und dem ehemaligen 
Landkreiſe Münden andererſeits beſtand. 
S 8. 
(1) Der Landkreis Fallingboſtel⸗Soltau wird in die Landkreiſe „Fallingboſtel“ mit dem 
Kreisſitz in Fallingboſtel und „Soltau“ mit dem Kreisſitz in Soltau aufgeteilt. 
(2) Die Grenze zwiſchen den beiden neuen Landkreiſen bildet die Grenze, die bis zum 
1. Oktober 1932 zwiſchen dem ehemaligen Landkreiſe Fallingboſtel einerſeits und dem ehemaligen 
Landkreiſe Soltau andererſeits beſtand. 
Provinz Heſſen⸗Naſſau. 
§ 9. 
(1) Der Landkreis Dillenburg wird in die Landkreiſe „Dillkreis“ mit dem Kreisſitz in Dillen⸗ 
burg und „Biedenkopf“ mit dem Kreisſitz in Biedenkopf aufgeteilt. 
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e) Die Grenze zwiſchen den beiden neuen Landkreiſen bildet die Grenze, die bis zum 
1. Oktober 1932 zwiſchen dem ehemaligen Landkreiſe Dillkreis einerſeits und dem ehemaligen 
Landkreiſe Biedenkopf andererſeits beſtand. H tiert ; 

() Der Landkreis Obertaunuskreis wird in die Landkreiſe „Obertaunuskreis“ mit dem 
Kreisſitz in Bad Homburg vor der Höhe und „Uſingen“ mit dem Kreisſitz in Uſingen aufgeteilt. 

(2) Die Grenze zwiſchen den beiden neuen Landkreiſen bildet die Grenze, die bis zum 
1. Oktober 1932 zwiſchen dem ehemaligen Landkreis Obertaunuskreis einerſeits und dem ehe⸗ 
maligen Landkreis Uſingen andeverjeits beſtand. f 

(3) In den neuzubildenden Landkreis Uſingen werden die Teile der Landkreiſe Oberlahn⸗ 
kreis und Untertaunuskreis eingegliedert, die bis zum 1. Oktober 1932 zum ehemaligen Landkreis 
Uſingen gehörten. f e 


Kapitel II. 
Rechtsfolgen der Grenzänderungen. 
: 8 15 
Es iſt Rechtsnachfolger: 
des Landkreiſes Brieg der neue Landkreis Brieg; 
des Landkreiſes Grünberg der neue Landkreis Grünberg; 
des Landkreiſes Dithmarſchen der Landkreis Süderdithmarſchen; 
des Landkreiſes Huſum⸗Eiderſtedt der Landkreis Hufum; 
des Landkreiſes Göttingen der neue Landkreis Göttingen; 
des Landkreiſes Fallingboſtel⸗Soltau der Landkreis Fallingboſtel; 
des Landkreiſes Dillenburg der Landkreis Dillkreis; N 
des Landkreiſes Obertaunuskreis der neue Landkreis Obertaunuskreis. 


§ 2. 
Die Oberpräſidenten von Niederſchleſien und Schleswig⸗Holſtein werden ermächtigt, in den 
Landkreiſen, die durch dieſes Geſetz neu gebildet oder neu abgegrenzt ſind, Amtsbezirke aufzulöſen, 
neu zu bilden oder neu abzugrenzen. 


8 3. 

Der Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit kann beſtimmen, daß Anderungen der Sektions⸗ 
bezirke der landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften, welche dieſes Geſetz nach ſich zieht, erſt mit 
dem 1. Januar 1934 eintreten. Die ſich nach der Neugliederung vom 1. Oktober 1933 ab 
ergebende örtliche Zuſtändigkeit der Kreisausſchüſſe zur Wahrnehmung der Geſchäfte des Sektions⸗ 
vorſtandes wird dadurch nicht berührt. 


§ 4. 

() In den neu gebildeten Landkreiſen bleibt das bisher geltende Kreisrecht vorläufig in 
Kraft. Es tritt mit dem 1. April 1934 außer Kraft, ſofern nicht ſchon vor dieſem Zeitpunkte 
das bisherige Kreisrecht durch neues Kreisrecht außer Kraft geſetzt wird. Soweit neues Kreis⸗ 
recht nicht bis zum 1. Appil 1934 geſchaffen wird, kann der Bezirksausſchuß bis zum Erlaß 
eines neuen Kreisrechts die erforderlichen Satzungen und Ordnungen beſchließen und die not⸗ 
wendigen Beſchlüſſe faſſen. 

(2) Das gleiche gilt für die Gebietsteile, die zu dem neuen Landkreis Jauer zuſammen⸗ 
geſchloſſen werden, und für die Gebietsteile, die in den neuzubildenden Landkreis Uſingen ein⸗ 
gegliedert werden. 

(3) In der Stadtgemeinde Grünberg in Schleſien tritt das Kreisrecht des Landkreiſes 
Grünberg einſchließlich des Abgabenrechts mit der Eingliederung in Kraft. 

(0 Auf Polizeiverordnungen finden die Vorſchriften des § 39 des Polizeiverwaltungs⸗ 
geſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) Anwendung. § 39 Abſ. 2 a. a. O. gilt ſinn⸗ 
gemäß auch bei der Aufteilung von Polizeibezirken. 
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85: 

Soweit der Wohnſit oder Aufenthalt in einem Landkreiſe für Rechte sich Pflichten De? 

gebend tft, wird 

1. der Wohnſitz oder Aufenthalt in den Gebietsteilen der bisherigen Landkreise, aus dete 
ein neuer Landkreis gebildet wird oder die zu einem neuen Landkreiſe zuſammen⸗ 
geſchloſſen werden, als Wohnſitz oder Aufenthalt in dem neugebildeten Landkreis 
angeſehen, 

2. die Dauer des Wohnſitzes oder Aufenthalts in dem eingegliederten Gebiet auf die Dauer 
des Wohnſitzes oder Aufenthalts in dem Gebiete des Landkreiſes, in den die Ein⸗ 
gliederung erfolgt, angerechnet. N N 

§ 6. 
(1) Die Kreistage der neuen Landkreiſe werden erſtmalig neu gebildet nach der Vorſchrift des 
§ 4 der Verordnung zur Sicherung der Staatsführung vom 7. Juli 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 462). 
(2) Die Kreistage der Landfveife Landeshut und Liegnitz werden mit Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes aufgelöſt und neu gebildet nach den Vorſchriften des Abſ. 1 
(3) Die Neubildung der Kreistage muß bis zum 1. Dezember 1933 durchgeführt ſein. 


§ 7. 

(1) Die Amtszeit der Ehrenbeamten der durch dieſes Geſetz aufgeteilten Landkreiſe, mit Aus⸗ 
nahme der Amtszeit der Amtsvorſteher, endigt mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes. 

(2) Auf die beſoldeten Beamten und Angeſtellten der aufgeteilten oder neu abgegrenzten Land⸗ 
kreiſe finden die Vorſchriften des Kapitels V des Reichsgeſetzes zur Anderung von Vorſchriften auf 
dem Gebiete des allgemeinen Beamten⸗, des Beſoldungs- und des Verſorgungsrechts vom 30. Juni 
1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 433 ff.) ſinngemäße Anwendung. 


§ 8. 

(1) Über die infolge der Neugliederung erforderliche Auseinanderſetzung beſchließt auf Antrag 
eines beteiligten Landkreiſes — im Falle des Kapitels J § 3 auch der Stadtgemeinde Grünberg in 
Schleſien — oder des Regierungspräſidenten der Bezirksausſchuß. 

(2) Auf die Auseinanderſetzung finden die Vorſchriften des §S 2 Abſ. 2 und der Së 3 und 5 
des Kapitels III der Verordnung über die Neugliederung von Landkreiſen vom 1. Auguſt 1932 
(Geſetzſamml. S. 255) ſinngemäße Anwendung. 

(3) Die Auseinanderſetzung kann vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes durchgeführt werden. 


Kapitel III. 
Überleitung und Inkrafttreten. 


S 1. 

() Bis zum Zuſammentritt des Kreistags wird in jedem Landkreis ein kommiſſariſcher 
Kreisausſchuß eingeſetzt. Die Mitglieder des kommiſſariſchen Kreisausſchuſſes und deren Stell⸗ 
vertreter beſtellt der Regierungspräſident. Bei der Bildung des kommiſſariſchen Kreisausſchuſſes iſt 
für eine angemeſſene Vertretung der verſchiedenen Kreisteile Sorge zu tragen. 

(2) Auf den kommiſſariſchen Kreisausſchuß gehen auch die Geſchäfte des Kreistags über mit 
Ausnahme der dem Kreistage gemäß § 74 der Kreisordnung für die öſtlichen Provinzen, § 24 der 
Kreisordnung für die Provinz Heſſen⸗Naſſau, § 66 der Kreisordnung für die Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein und § 22 der Kreisordnung für die Provinz Hannover gegebenen Befugnis. 


Sage 
() Die infolge der Grenzänderungen notwendige Abänderung der Berteilungsfefüffer für die 
Dotationen, die den Landkreiſen nach § 19 des Preußiſchen ene zum Finanz⸗ 
ausgleichsgeſetz zugewieſen ſind, erfolgt durch den Miniſter des Innern und den Finanzminiſter. 
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(2) Bei der Feſtſtellung und Berechnung der Rechnungsanteile der Landkreiſe, die durch dieſe 
Verordnung neu gebildet oder neu abgegrenzt werden, und der Stadtgemeinde Grünberg in Schleſien 
tritt inſoweit für das Rechnungsjahr 1933 an die Stelle des in den SS 11, 14 und 39 des Preu⸗ 
ßiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz zum Stichtag beſtimmten „31. März“ der 
Tag des Inkrafttretens dieſes Geſetzes als Stichtag. Ferner tritt an die Stelle der im § 39 a. a. O. 
feſtgeſetzten Ausſchlußfriſt der 1. Januar 1934. e 


§ 3. 

Der Minifter des Innern iſt ermächtigt, Satzungen der öffentlich⸗rechtlichen Ruhegehalts⸗ 
und Hinterbliebenenverſorgungskaſſen inſoweit zu ändern oder zu ergänzen, als dies zur Herbei⸗ 
führung eines billigen Ausgleichs zwiſchen den Beteiligten aus Anlaß der Verteilung der Beamten 
und Dauerangeſtellten erforderlich iſt. 

§ 4. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1933 in Kraft. 


S 5. 
Die beteiligten Miniſter erlaſſen die zur Durchführung und Ausführung dieſes Geſetzes 
erforderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften. 


Berlin, den 15. Juli 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſtertum. 
Göring, 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 
Berlin, den 17. Juli 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


r. 13949.) Vierte Ausführungsvorſchrift zum Reichsgeſetz zur Wiederherſtellung des Berufs⸗ 
beamtentums. Vom 29. Juni 1933. 
Auf Grund des $ 17 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums 
vom 7. April 1933 (Reichsgeſetzbl. S. 175) wird folgendes beſtimmt: 


8 1. 

(1) Der zuſtändige Fachminiſter iſt befugt, bei Verſetzungen von Leitern (innen) und Lehrern 
Einnen) an öffentlichen Schulen gemäß § 5 Abſ. 1 des Reichsgeſetzes zur Wiederherſtellung des 
Berufsbeamtentums freie Planſtellen an öffentlichen Schulen ohne Unterſchied des Unterhalts⸗ 
trägers in Anſpruch zu nehmen. 

(2) Wird demgemäß ein(e) Leiter(ein) oder Lehrer(ein) an eine Schule eines anderen Unter⸗ 
haltsträgers verſetzt, ſo erhält er (ſie) von dem neuen Schulträger das Dienſteinkommen der bis⸗ 
herigen Stelle. Der Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem Dienſteinkommen der neuen Stelle und dem 
Dienſteinkommen, das der Verſetzte bezogen hätte, wenn er in der bisherigen Stelle verblieben 
wäre, iſt von dem Unterhaltsträger der bisherigen Stelle dem Unterhaltsträger der neuen Stelle 
zu erſtatten. Das gleiche gilt auch für den Unterſchied in den Verſorgungsbezügen (Ruhegehalt, 
Witwen⸗ und Waiſengeld uſw.). Inwieweit bei Verſetzungen innerhalb der Volksſchulen oder der 
öffentlichen mittleren Schulen für die Aufbringung der Unterſchiedsbeträge an Stelle des bis⸗ 
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herigen Schulträgers die Landesſchulkaſſe oder die Landesmittelſchulkaſſe einzutreten haben, 
beſtimmt der Miniſter Be Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung im Einvernehmen mit dem 
Finanzminiſter. 

(3) Die durch die Verſetzung entſtehenden Koſten, insbeſondere Umzugskoſten und Wohnungs- 
beihilfen, trägt der Schulträger der Schule, an der der Lehrer bisher tätig war. § 33 Abſ. 1 und 2 
des Volksſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetzes vom 1. Mai 1928 (Geſetzſamml. S. 125) und § 16 des 
Mittelſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetzes vom 30. April 1928 (Geſetzſamml. S. 149) bleiben unberührt. 


9 20 
Zum Erlaß von Durchführungsbeſtimmungen iſt der zuſtändige Fachminiſter im Einver⸗ 
nehmen mit den Finanzminiſter ermächtigt. 


Berlin, den 29. Juni 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Miniſter für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung: 


Göring Popitz. 


(Nr. 13950.) Durchführungsverordnung zu § 14 des Geſetzes über den Staatsrat vom 8. Juli 1933. 
Vom 10. Juli 1933. 
8 1. 
De aka der EE e ee ae dr d 3L 
räte- ihren W᷑ ode ädigung 500 , / 30 
Mielich 


8 2. 
Die Auszahlung beginnt mit dem Erſten des Monats, in dem die erſte Staatsratsſitzung 
ſtattfindet. 


8 3. 
Die Auszahlung erfolgt in der Weiſe, wie die der Dienſtbezüge der Staatsbeamten, und zwar 
durch die Geſchäftsſtelle des Staatsminiſteriums. 


Berlin, den 10. Juli 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. 


Vom 17. Juli 1933. 


Auf Grund des Artikels II § 1 Abſ. 2 des Geſetzes über die Beſtätigung von Beamten der | 
Gemeinden und Gemeindeverbände vom 23. Juni 1933 (Geſetzſamml. S. 217) wird folgendes E 2 
verordnet: 

Verträge der Gemeinden (Gemeindeverbände) mit Perſonen, welche eine leitende oder ſonſtige 
künſtleriſche Tätigkeit an Theatern oder Orcheſtern auf Grund eines Arbeitsvertrags ausüben 
ſollen, bedürfen der Zuſtimmung des Miniſters des Innern oder der von ihm damit beauftragten 
Behörde. 

E 


Nr. 13951.) Verordnung über Beſtätigung von Angeſtellten der Gemeinden und ee 15 | 
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Vorſtehende Beſtimmungen gelten auch für künſtleriſche Unternehmungen, an denen die Ge⸗ 
meinde (Gemeindeverband) mit mehr als 50 vom Hundert beteiligt iſt, oder deren Zuſchußbedarf 
von einer Gemeinde (Gemeindeverband) mittelbar oder unmittelbar mehr als zur Hälfte ge⸗ 
tragen wird. f 


Berlin, den 17. Juli 1933. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring, 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Mr. 13952.) Erlaß über Beamtenernennungen. Vom 17. Juli 1933. 


Auf Grund des Erlaſſes des Herrn Reichskanzlers vom 25. April 1933 (Geſetzſamml. S. 113) 
beſtimme ich für die Beamtenernennungen das Folgende: 


1. Ich behalte mir die Ernennungen folgender n vor: 


a) in den Miniſterien: 
der Staatsſekretäre, 
der Miniſterialdirektoren einſchließlich Oberberghauptmann, Oberlandforſt⸗ 
meiſter, Oberlandſtallmeiſter, 
der Miniſterialdirigenten und 
der Miniſterialräte; 


b) bei den übrigen Zentralbehörden: 
der Chefpräſidenten und Vizepräſidenten des Preußiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichts und der Oberrechnungskammer, 
der Senatspräſidenten beim Preußiſchen i 
der Direktoren bei der Oberrechnungskammer, 
der Staatsfinanzräte bei der Oberrechnungskammer und 
der Oberverwaltungsgerichtsräte; 


c) bei den Behörden der allgemeinen und inneren Verwaltung: 
der Oberpräſidenten, 
der Vizepräſidenten bei den Oberpräſidien, 
der Regierungspräſidenten, 
der Regierungsvizepräſidenten, 
des Präſidenten der Bau⸗ und Finanzdirektion in Berlin, 
des Präſidenten des Statiſtiſchen Landesamts, 
der Landſtallmeiſter ſowie 
der Landräte; 
d) beiden Behörden der Finanzverwaltung: 
des Präſidenten der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung); 
e) bei den Behörden der Juſtizverwaltung: 
des Kammergerichtspräſidenten, 
der Oberlandesgerichtspräſidenten, 
der Generalſtaatsanwälte, 
der Landgerichtspräſidenten und 
der Oberſtaatsanwälte; 


t) beiden Behörden der Forſtverwaltung: 
der höheren Forjtbeamten; e 
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g) bei den Univerſitäten und Hochſchulen: 
der Univerſitätsprofeſſoren und 
der Hochſchulprofeſſoren; 
h) beiden Staatlichen Theatern: 
der Generalintendanten, 
der Intendanten, 
der Operndirektoren und 
der Schauſpieldirektoren. 
Die Beſtallungsurkunden für die vorgenannten Beamten tragen die Unterſchrift 
„Der Preußiſche Miniſterpräſident“ und ſind von mir zu vollziehen. 

2. Die Ausübung des Beamtenernennungsrechts im übrigen übertrage ich auf die Herren 
Staatsminiſter für die ihnen unterſtellten Verwaltungen mit der Maßgabe, daß die Er⸗ 
nennungen namens des Preußiſchen Miniſterpräſidenten zu erfolgen haben. Die Herren 
Staatsminiſter ſind ermächtigt, das ihnen übertvagene Recht mit der gleichen Maßgabe 
weiter zu übertragen. In denjenigen Fällen, in denen bisher den Herren Staatsminiſtern 
nachgeordnete Behörden namens des Staatsminiſteriums Ernennungen vorzunehmen er⸗ 
mächtigt waren, gilt dieſe Ermächtigung auch für die Ernennung namens des Miniſter⸗ 
präſidenten. Bei der Forſtverwaltung behalte ich mir hinſichtlich der Ernennung der 
mittleren Forſtbeamten in Einzelfällen Anweiſung an die nachgeordneten Behörden vor. 

Die Beſtallungsurkunden für die gemäß Ziffer 2 Abſ. 1 zu ernennenden Beamten 
ſind „Namens des Preußiſchen Miniſterpräſidenten“ auszufertigen. Sie werden, ſofern 
die Ernennung durch den Fachminiſter erfolgt, von dieſem oder ſeinem Vertreter oder 
einem beauftragten Beamten in folgender Form vollzogen: 

„Namens des Preußiſchen Miniſterpräſidenten. 
CCC z 
a) „Name des Miniſters“ oder 
b) „In Vertretung 
Name“ oder 
c) „Im Auftrage 
Name“. 
Erfolgt die Ernennung durch nachgeordnete Behörden, fo erhält die Schlußformel 
der Beſtallungsurkunde folgende Faſſung: 
„Namens des Preußiſchen Miniſterpräſidenten. 
Für den Miniſter. 
Der Regierungspräſident. 
(Polizeipräſident o. dgl.) 
Name.“ 


In dieſem Falle ſind die Beſtallungsurkunden von dem Beamten, durch den die 
Ernennung erfolgt, oder ſeinem Vertreter zu vollziehen. 


Berlin, den 17. Juli 1933. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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